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Am Montag, dem 23. August, wurde
in Rom die Entscheidung Johannes
Pauls II. bekanntgegeben, das Opus
Dei zu einer „Personalprálatur" zu er-
heben. Eigentlich soliten an diesem
Tage auch die Dokumente veróffent-
licht werden, die über die Errichtung
der Personalprálatur und die genauere
Umschreibung des neuen kirchen-
rechtlichen Status des Opus Dei Auf-
schlu g geben kónnten. Aber entgegen
der ursprünglichen Absicht konnte der
Pressesprecher des Vatikan, Romeo
Panciroli, nur das Faktum mitteilen.
Die Veróffentlichung der Doku-
mente, die Aufschlu g über den Rechts-
akt geben, hátte „aus technischen
Gründen" verschoben werden müssen.
Ganz in Unkenntnis über den Inhalt
dieser DokuMente und damit über die
wahre Bedeutung des Vorgangs blieb
die Offentlichkeit dann aber doch
nicht. Eine entsprechende Erkldrung
der Bischofskongregation mit einem bei-
gefügten offiziellen Kommentar des
Untersekretárs der Bischofskongre-
gation, Msgr. Marcello Costalunga,
war bereits an die Nuntiaturen und of-
fensichtlich auch an die Gescháftsstel-
len der Bischofskonferenzen gegeben
worden. Vol] einzelnen Nuntiaturen
wurde die Erklárung der Bischofskon-
gregation mit Sperrfrist 23. August
den Nachrichten-Agenturen zuge-
stellt. Die Kathpress in Wien verbrei-
tete das Dokument in Unkenntnis des
rómischen Rückziehers noch an die-
sem gleichen Tag. Veróffentlichungen
in anderen Sprachen, zum Beispiel
durch den NC News Service, erfolgten
erst Tage spáter. Trotz der etwas my-
steriósen Umstánde der Bekanntgabe
des pápstlichen Aktes dürfte dem NC
News Service recht zu geben sein,
wenn die Agentur in einem Bericht
vom 1. September feststellt, es kóime
„virtuell" als sicher gelten, da g es in
den endgültigen Dokumenten keine
substantiellen Ánderungen gegenüber
der jetzt bekanntgewordenen Erklá-

rung geben wird. Allerdings ist zu hof-
fen, da g dann mehr Klarheit geschaf-
fen wird, als den jetzt bekanntgewor-
denen Dokumenten zu entnehmen ist.
Schon die Form „Erklárung" ist ei-
nigerma gen rátselhaft, denn auch
nach kirchlichem Recht werden
Rechtsakte durch Verfügung oder De-
krete gesetzt, im Falle der Errichtung
von Diózesen bzw. kirchlichen Juris-
diktionen durch eine „Apostolische
Konstitution". Erklarungen haben le-
diglich den Sinn von Erláuterungen.
Bei der vorliegenden Erklárung der
Bischofskongregation wei g man nicht
so recht, als was man das Dokument
einzuschátzen hat: als Rechtsverfü-
gung im eigentlichen Sinn oder als Er-
láuterung zu einer Rechtsverfügung,
die, wenn sie je veróffentlicht werden
soll, erst nachgereicht werden mufa.
Die Erklárung beginnt in umschrei-
bendem Stil mit der Nennung der
Rechtsgrundlagen, die die Erhebung
des Opus Dei zur Personalprálatur er-
móglichen, setzt fort mit einer Reihe
von recht apologetisch forrnulierten
Erláuterungen der Eigenart und des
Nutzens der Magnahme und geht
dann doch noch über in die Aufzáh-
lung von Rechtsbestimmungen, wobei
sich auch dort noch Rechtsvorschrif-
ten und rechtfertigende Erláuterungen
vermischen.
Als Ergebnis bleiben betráchtliche
Spannungen, um nicht zu sagen Wider-
sprüche in der Sache. Vor allem ist
trotz aller bemühter Hervorhebungen
das juristische Eigenprofil der Perso-
nalprálatur unklar. Man gewinnt den
Eindruck, als sei ein Institut von allge-
mein kirchlicher Bedeutung auf eine
bestimmte Bewegung, wie sie das
Opus Dei darstellt, zugeschnitten
worden, ohne da g dabei deutlich wird,
welche Konsequenzen das für die Mit-
glieder des Opus Dei wie für das Ver-
háltnis der Mitglieder der Personal-
prálatur zu den jeweiligen Ortsdióze-
sen hat.

Einerseits erscheint das Opus Dei in
der jetzt vorgesehenen Rechtsform als
ein Inkardinationsverband, wie ihn die
klassischen Orden darstellen. Auf der
anderen Seite enthalten die jetzigen
Bestimmungen Elemente einer Persa-
naldiazese (eigener Klerus, eigene
Priesterausbildungsstátten), wobei vor
allem unklar ist, in welcher Weise die
dem Opus Dei angehórigen Laien „Di-
ózesane" der Prálatur und zugleica
unverándert Glieder der Ortsdiózese
sind. Zwar wird sowohl in der Erklá-
rung wie im Begleitkommentar von
Monsignore Costalunga betont, für
die der Prálatur eingegliederten Laien
ándere sich nichts an ihrem persónli-
chen Status. Als Laien, die der Prála-
tur angehóren, „bleiben sie Gláubige
der jeweiligen Diózesen, in denen sie
ihren festen Wohnsitz haben und un-
terstehen in allem der Jurisdiktion des
Diózesanbischofs". Aber wenn die Ju-
risdiktion des Prálaten gegenüber den
Laienmitgliedern des Opus Dei nur
die „Erfüllung der besonderen asketi-
schen, bildungsmá gigen und apostoli-
schen Verpflichtungen" betrifft, die
sich von der Zweckbestimmung des
Opus Dei herleiten, ist nicht einzuse-
hen, wieso es der Rechtsfigur der Per-
sonalprálatur bedarf und nicht eine
dem Ordensrecht parallele Regelung
genügt.

In einem Punkt bleibt sogar die Basis.
der Zugehórigkeit zur Prálatur unklar.
Erklárung und Begleitkommentar ver-
sichern, da g Laien „mittels eines
rechtsverbindlichen Vertrags und
nicht aufgrund bestimmter Gelübde"
dem Opus Dei angehóren. Aber die
führenden Laien im Opus Dei sind an
dieses doch durch ein persanliches Ver-
sprechen des Gehorsams, der Armut
und der Ehelosigkeit gebunden. Es
mügte also noch die innere Stimmig-
keit zwischen dem neuen Rechtsstatus
und dem Statut des Opus für die Óf-
fentlichkeit in einer juristisch ver-
stándlichen Form geklárt werden.
Aber das ist nur eine Seite des Vor-
gangs. Interessant ist, wie und in wel-
chem Umfang man sich auf die gelten-
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latur bezieht. Erklarung wie Begleit-

kommenta r berufen sich bei der
Anwendung des Instituts Personalprá-
latur auf das Opus Dei auf das Zweite
Vatikanum. Tatsáchlich sieht das „De-
kret über Dienst und Leben der Prie-
ster" in Nr. 10, Abs. 2 die Mbglichkeit
der Errichtung von Personalprálatu-
ren vor. Allerdings erscheint dort die-
ses Institut nur als eine von mehreren
Móglichkeiten eines gezielteren Ein-
satzes des Klerus zu besonderen pa-
storalen Zwecken. Es heigt dort wbrt-
lich: „Wo das Apostolat es erfordert,
sollen Erleichterungen gegeben wer-
den nicht nur für eine angemessene
Verteilung der Priester, sondern auch
für spezielle pastorale Aufgaben bei
verschiedenen sozialen Schichten, die
in einer bestimmten Gegend oder Na-
tion oder in irgendeinem Teil der Welt
(in quacumque terrarum orbis parte)
durchgeführt werden müssen. Zu die-
sem Zweck ktinnen deshalb mit Nut-
zen internationaler Seminare beson-
dere Diózesan- oder Personalprálatu-
ren und andere derartige Institutionen
geschaffen werden." Das Priesterde-
kret erwáhnt also nur das Institut der
Personalprálatur, ohne es genauer zu
umschreiben.
Sehr viel ausführlicher handelt davon
allerdings das pápstliche Motu pro-
prio „Ecclesiae Sanctae" vom 6. Au-
gust 1966 (vgl. HK, Oktober 1966,
458 ff.), das diesem Rechtsinstitut
einen eigenen Abschnitt (4) widmet.
Dort wird auch des náheren umschrie-
ben, was zu einer solchen Prálatur ge-
hórt: ein eigener Klerus, ein eigenes
Priesterseminar etc. Allerdings bleiben
die jurisdiktionellen Vollmachten des
Prdlaten auch dort ziemlich unklar. In
bezug auf das Opus Dei dürfte die
dort festgehaltene Bestimmung inter-
essant sein, es stehe nichts im Wege,
„dall Laien, ob unverheiratet oder ver-
heiratet, aufgrund eines Vertrages mit
der Prálatur ihre beruflichen Fáhigkei-
ten deren Werken und Unternehmun-
gen zur Verfügung stellen". Offenbar
hebt die Versicherung, die dem Opus
Dei angehórigen Laien seien diesem
durch einen rechtsverbindlichen Ver-

fr trag und nicht durch Gelübde verbun-
den, gerade auf diesen Punkt ab.
Beides paílt aber insofern nicht recht
zusammen, als ja das Opus Dei in je-

der Beziehung seinen Laiencharakter
betont und die Mitglieder des Opus
auch zu über 98 Prozent aus Laien be-
stehen. In „Ecclesiae Sanctae" war
aber offenbar mehr an einzelne Laien
gedacht, die ihre berufliche Tátigkeit
einer Personalprálatur zur Verfügung
stellen. Nach dem Selbstverstándnis
des Opus Dei mü&e es sich dort aber
gerade umgekehrt verhalten. Die
Laienmitglieder des Opus sind diesem
verpflichtet in ihrer Lebensführung,
wáhrend bezüglich der beruflichen
Tátigkeit ausdrücklich festgestellt
wird, diese geschehe in eigener Verant-
wortung und binde das Werk als sol-
ches nicht. Sind unter Laien mit
rechtsverbindlichem Vertrag also nur
solche gemeint, die unmittelbar im
Dienst der Prálatur als Prálatur ste-
hen? Doch wohl nicht.
So zeigt sich auch hier wiederum, dafl
das Opus Dei mit dem von ihm seit
langem gewünschten und jetzt erreich-
ten rechtlichen Status dem Zwitterda-
sein aus ordens- und diüzesanrechtlichen
Bestimmungen kaum entgeht. Aber da-
von abgesehen bleibt die Frage, ob
beim Stichwort Personalprálatur über-
haupt an Laienbewegungen wie das
Opus Dei gedacht war. Auch der letzte
bekannte Entwurf des neuen Kodex

eher an das Gegenteil denken.
Dort ist die Personalprálatur mit
einem einzigen Paragraphen (Canon
337, § 2) erwáhnt. Und als einziges
Beispiel einer Personalprálatur wer-
den dort die „Praelaturae Castrenses",
also die Militárbischofsámter, genannt.
Von solchen, vor allem juristischen

Fragen abgesehen, dürfte die Erhe-
bung des Opus Dei zu einer Personal-
prálatur vor allem unter zwei Gesichts-
punkten von Bedeutung sein: Einmal
zeigt sich darin die Vorliebe des ge-
genwártigen Papstes für solche Bewe-
gungen, die strenge kirchliche Ortho-
doxie mit weltlicher Effizienz und en-
ger Gefolgschaft gegenüber dem
Papst zu verbinden suchen. Das zeigt
sich u. a. auch in der besonderen Wert-
schátzung des Papstes für Bewegun-
gen wie „Communione e liberazione"
in hallen, die mit stark politischer Ak-
zentsetzung von einer iihnlichen Spiri-
tualitát wie das Opus Dei geprágt sind.
Zum anderen dürfte damit ein Práze-
denzfall geschaffen worden sein.
Laienbewegungen mit áhnlichen
Strukturen und Handlungsmustern
wie das Opus Dei kann nichts daran
hindern, den gleichen Rechtsstatus an-
zustreben. Vorstellbar wáre zum Bei-
spiel auch, dall die Lefebvre-Bewe-
gung auf diese Weise in die Kirche in-
tegriert werden kónnte. Sosehr in
einem solchen Instrument eine Chance
liegt, so ist doch zu befürchten, dall
bei háufiger Anwendung das Recht
der Ortsbischófe ausgehóhlt und zen-
tralistische Tendenzen einseitig gefór-
dert werden. Der Münchner Kanonist
Winfried Aymans z. B. hat auf eine
mbgliche Aushbhlung des Territorial-
prinzips bereits aufmerksam gemacht
(vgl. FAZ 13. 12. 79), als die Absicht
des Opus Dei, den Status einer Perso-
nalprálatur anzustreben, zum ersten-
mal einer grófIeren Óffentlichkeit be-
kannt geworden war.	 A. D.
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